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LANDGERICHT BONN

IM NAMEN DES VOLKES

URTEIL

In dem Rechtsstreit

der Frau ...,

Klägerin,

Prozessbevollmächtigter:
Rechtsanwalt ...

g e g e n

die Frau ....,

Beklagte,

Prozessbevollmächtigter:
Rechtsanwalt Herbert Spoelgen,


Thomas‑Mann‑Straße 45, 53111

hat die 10. Zivilkammer des Landgerichts Bonn

auf die mündliche Verhandlung vom 23.01.2004

durch 
den Vorsitzenden Richter am Landgericht Wucherpfennig,

den Richter am Landgericht Beumers und 

den Richter Dr. Stollenwerk

für R e c h t erkannt:

Die Klage wird abgewiesen.

Die Kosten des Rechtsstreits trägt die Klägerin.

Das Urteil ist gegen Sicherheitsleistung in Höhe von 110 % des jeweils zu vollstreckenden Betrages vorläufig vollstreckbar.

Tatbestand:
Die Parteien streiten über die Erbfolge nach dem am ... April 2002 verstorbenen ..., dessen Vermögen die Parteien übereinstimmend mit € ... beziffern. Die Klägerin ist die Witwe, die Beklagte ist die Tochter des Erblassers aus erster Ehe. Die Ehe zwischen der Klägerin und dem Erblasser wurde am ... September 1999 geschlossen. Die Klägerin ist von Beruf ... und lernte den Erblasser ca. 1997 kennen. Dieser bot der Klägerin die Ehe an, wobei diese Ehe als "Zweckbündnis" gedacht war: Die Klägerin sollte den Erblasser pflegen; dafür wollte er ihr finanzielle Sicherheit bieten; insbesondere sollte ihr eine Witwenrente zukommen und zudem ein lebenslanges Wohnrecht an einer dem Erblasser gehörenden Wohnung. 

Die Klägerin ist der Ansicht, Alleinerbin zu sein. Sie beruft sich auf ein privatschriftliches, auf den .. März 2002 datiertes Testament, dessen Echtheit die Beklagte mit Nichtwissen bestreitet. 

Die Beklagte ist ebenfalls der Ansicht, Alleinerbin zu sein. Sie beruft sich auf einen notariellen Erbvertrag vom .. September 1999. In diesem ist sie zur Alleinerbin bestimmt. Ob der Erblasser zum Zeitpunkt des Abschlusses geschäftsfähig war, ist zwischen den Parteien streitig. Unstreitig beauftragte der Erblasser damals den Notar nicht nur mit der Erstellung des Erbvertrages, sondern gab auch den Entwurf eines Ehevertrages in Auftrag. In diesem war Gütertrennung vorgesehen und für den Fall der Scheidung ein wechselseitiger Unterhaltsverzicht. Zudem enthielt der Vertragsentwurf einen Verzicht auf Erb‑, Pflichtteils‑ und Pflichtteilsergänzungsansprüche. Zum Abschluss des Ehevertrages kam es indes nicht. Im Vorfeld hatte die Klägerin zwar immer wieder bekundet, dass sie von dem Vermögen des Erblassers nichts haben wolle; zum Beurkundungstermin erschien sie jedoch nicht. Auch in der Folgezeit wurde der Ehevertrag nicht abgeschlossen. Hilfsweise beruft sich die Beklagte für ihr Erbrecht auf einen notariellen Erbvertrag vom ... Dezember 1993, den die Klägerin mit einer Anfechtung angreift. In dem Erbvertrag ist die Klägerin unbeschränkte Vorerbin ihres Sohnes, des Enkels des Erblassers. Äußerst hilfsweise beruft sich die Beklagte auf ein privatschriftliches Testament vom ... August 1974; in diesem ist sie zur Alleinerbin eingesetzt.
Die Klägerin hält die notariellen Erbverträge für unwirksam:

Hinsichtlich des Erbvertrages vom ... September 1999 behauptet sie, der Erblasser, für den am ... Dezember 2000 eine Betreuung eingerichtet worden ist (AG ... Az.: ...) sei bei dessen Unterzeichnung geschäftsunfähig gewesen. Dies ergebe sich aus einem im Rahmen des Betreuungsverfahrens erstatteten Gutachtens des Psychiaters .... In diesem heißt es:
"Wenn Herr ... im September 1999 Geld an seine jetzige Frau verschenkt und sein Testament geändert hat, entspricht dies nicht seinen lange formulierten Interessen und Zielen. Beide Angelegenheiten hat der Betroffene nicht im Vollbesitz seiner geistigen Kräfte geregelt“.

Anlass für diese Ausführungen des Sachverständigen war das von der Beklagten angeregte Betreuungsverfahren. Dieses war motiviert durch die Sorge der Beklagten, die Klägerin und ihr Bekannter, Herr ..., seien darauf aus, den Erblasser um sein Vermögen zu bringen. Anlass zu dieser Annahme war der Umstand, dass Anfang 2000 rund DM ... von Konten des Erblassers auf Konten der Klägerin transferiert worden waren. Zudem hatte eine Anfrage bei der Kriminalpolizei ergeben, dass der Bekannte der Klägerin, Herr ... dort dafür bekannt war, "alte reiche Männer zu vereinnahmen".

Hinsichtlich des Erbvertrages von 1993 ließ die Klägerin mit Schriftsatz vom ... November 2002 die Anfechtung des "ursprünglichen" Erbvertrages erklären. Wörtlich heißt es:

„Die Anfechtung wird damit begründet, dass durch diesen Erbvertrag das Pflichtteilsrecht der Antragstellerin beeinträchtigt wird.“

Die Klägerin behauptet zudem, dass das sie begünstigende Testament vom ... März 2002 echt sei. Sie ist insoweit der Ansicht, nicht sie habe die Echtheit des Testamentes zu beweisen, sondern die Beklagte eine Fälschung. Dies ergebe sich aus § 416 ZPO.

Die Klägerin beantragt,

festzustellen, dass das privatschriftliche Testament des Herrn ...,  geb. am ...,  verstorben am ... 2002, vom ...03.2002, eröffnet von dem Amtsgericht Bonn am ... 2002, Aktenzeichen ... wirksam ist.

Hilfsweise beantragt sie,

festzustellen, dass der Erbvertrag zwischen Herrn ... ‑ genannt ... ‑ geb. ... gest. ... 2002, und der Beklagten vom ... 1999, verhandelt vor dem Notar ... in Bonn zur dortigen Urkundsnummer .../99 nichtig ist;

dazu wiederum hilfsweise,

festzustellen, dass der Erbvertrag vom ... 1993, UR‑Nr. .../93 von Notar ... ... in ... (Bl. 25 ff GA) nichtig ist.

Die Kammer hat Beweis erhoben durch Einholung eines Sachverständigengutachtens des Schriftsachverständigen ... . Wegen des Ergebnisses der Beweisaufnahme und den Einzelheiten des Vorbringens der Parteien wird auf das schriftliche Gutachten des Sachverständigen (Anlage zu Blatt 141 / 142 GA), die Sitzungsniederschrift vom ....2004 (Bl. 210 bis 218 GA) und den Inhalt der zwischen den Parteien gewechselten vorbereitenden Schriftsätze nebst Anlagen Bezug genommen.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e

Die Klage hat keinen Erfolg.

I.

Hauptantrag

Der mit dem Hauptantrag verfolgte Feststellungsantrag ist unbegründet. Die Klägerin hat nicht beweisen können, dass das sie begünstigende privatschriftliche Testament vom ... März 2002 vorn Erblasser stammt.

Die Kammer hat wiederholt darauf hingewiesen, dass nicht die Beklagte die Unechtheit des Testamentes, sondern die Klägerin dessen Echtheit zu beweisen habe. An dieser Auffassung hält die Kammer fest. Nachdem die Beklagte die Echtheit der Namensunterschrift gern. § 439 Abs. 2 ZPO bestritten hat, hat die Klägerin gern. § 440 Abs. 1 ZPO die Echtheit des Testamentes zu beweisen (vgl. BGH, Urteil vom 22. März 1995, NJW 1995, 1683). Ihre Klage konnte daher nur Erfolg haben, wenn sich das Gericht von der Echtheit des Testamentes hätte überzeugen können. Nicht entscheidend kam es hingegen darauf an, dass sich die Kammer umgekehrt nicht von einer Fälschung überzeugen konnte. Insbesondere besteht keine Vermutung, wonach eine nicht anerkannte Privaturkunde solange als echt zu behandeln ist, solange die behauptete Unterschriftsfälschung nicht bewiesen ist; dies zeigt bereits die Existenz des § 440 Abs. 1 ZPO (statt vieler: BGH, Urteil vom 22. März 1995, NJW 1995, 1683). Auch kann sich die Klägerin nicht ‑ wie dies von ihr aber angenommen wird ‑ auf die in § 416 ZPO angeordnete Vermutung stützen; diese geht dahin, dass die in einer Privaturkunde enthaltene Erklärung abgegeben worden ist; dies setzt aber ‑ wie die Klägerin verkennt ‑ gerade voraus, dass die Echtheit der Privaturkunde zur Überzeugung des Gerichts bewiesen ist (Zöller ‑ Greimer, § 416 Rdnr. 1 und § 440 Rdnr. 1). Sofern die Klägerin der Ansicht ist, die Beklagte treffe eine Substantiierungslast im Hinblick auf das Bestreiten der Echtheit des Testamentes, was ‑ ohne dass die Klägerin insoweit Fundstellen nennt ‑ "seit Reichsgerichtszeiten bekannt, offensichtlich aber in Vergessenheit geraten" sei, so ist daran richtig, dass sich aus § 439 Abs. 1 ZPO ergibt, dass sich der Beweisgegner zu der Echtheit einer im Rechtsstreit vorgelegten Privaturkunde entsprechend § 138 ZPO erklären muss. Daraus folgt indes nur, dass der Beweisführer die Echtheit einer vorgelegten Beweisurkunde erst dann zu beweisen hat, wenn der Beweisgegner die Echtheit bestreitet; von Amts wegen prüft das Gericht die Echtheit nicht. Ob aus §§ 439 Abs. 1 i.V. 138 Abs. 2 ZPO, wie die Klägerin dies andeutet, zudem folgt, dass der Beweisgegner seine Bedenken gegen die Echtheit zu substanziieren und damit an Tatsachen festzumachen hat, braucht nicht entschieden zu werden. Zwar ist es durchaus bedenkenswert, das Bestreiten der Echtheit einer Urkunde mit bloßem Nichtwissen dann für unbeachtlich zu halten, wenn der Beweisgegner die Echtheit ohne erkennbaren Anlass und damit "ins Blaue hinein" bestreitet. Denn die Beachtlichkeit eines solchen Bestreitens "ins Blaue hinein" würde der Bedeutung, den der Rechtsverkehr der Beweiskraft von Privaturkunden beilegt, kaum gerecht. Indes ist diese von der Klägerin aufgeworfene Problematik für den vorliegenden Zusammenhang nur von theoretischem Interesse. Denn vorliegend sind die Zweifel der Beklagten an der Echtheit des Testamentes ohne weiteres nachvollziehbar: So stellte die Eheschließung zwischen dem Erblasser und der Klägerin in erster Linie ein "Zweckbündnis" dar. Eine Erbfolge durch die Klägerin war ‑ jedenfalls zunächst ‑ nicht beabsichtigt. Dies ergibt sich auch aus dem Gutachten ... anlässlich des Betreuungsverfahrens. Danach widersprach eine Vermögensnachfolge der Klägerin den lange formulierten Interessen und Zielen des Erblassers; das Vermögen sollte vielmehr in seiner Familie bleiben. Auch ist unstreitig geblieben, dass die Klägerin in erheblichem Umfang das Vermögen des Erblassers auf eigene Konten transferiert hat und dass ihr Bekannter Herrn ... bei der Kriminalpolizei dafür bekannt ist, "sich um das Vermögen älterer Männer zu bemühen". Vor diesem Hintergrund und auch aufgrund des persönlichen Eindrucks, den die Kammer von der Klägerin und ihrem Bekannten Herrn ... in der mündlichen Verhandlung gewonnen hat, sind die Zweifel der Beklagten an der Echtheit des Testamentes nachvollziehbar. Von einem Bestreiten "ins Blaue hinein" kann angesichts der zweifelhaften Umstände einer etwaigen Erbeinsetzung der Klägerin nicht die Rede sein.

Die Klägerin hat den ihr obliegenden Beweis der Echtheit des Testaments nicht führen können. Das eingeholte Sachverständigengutachten konnte eine Überzeugung der Kammer von der Echtheit des Testamentes nicht begründen.​

Gern. § 286 Abs. 1 Satz 1 ZPO hatte die Kammer unter Berücksichtigung des gesamten Inhalts der Verhandlung und des Ergebnisses der Beweisaufnahme nach freier Überzeugung zu entscheiden, ob sie die tatsächliche Behauptung der Klägerin für erwiesen erachtet oder aber nicht. Die Kammer hat dabei berücksichtigt, dass § 286 ZPO keine absolute oder unumstößliche Gewißheit verlangt und auch keine an Sicherheit grenzende Wahrscheinlichkeit. Ausreichend dafür, dass ein Beweis als geführt anzusehen ist, ist vielmehr ein unter Berücksichtigung des gesamten Inhalts der Verhandlung und des Ergebnisses der Beweisaufnahme nach freier Überzeugung des Gerichts gewonnener für das praktische Leben brauchbarer Grad an Gewißheit, der Zweifeln Schweigen gebietet (BGH, Urteil vom 28. Januar 2003, VersR 2003, 474 [475] m.w.N.).

Die Kammer ist indes von der Echtheit des die Klägerin begünstigenden Testamentes vom 3. März 2002 nicht überzeugt. Zwar hat der Sachverständige hinsichtlich des Textes des Testament eine überwiegende Wahrscheinlichkeit (numerischer Wahrscheinlichkeitsgrad 90%) für eine Urheberschaft des Erblassers bejaht; indessen hält er es im Hinblick auf die Namensunterschrift lediglich für leicht überwiegend wahrscheinlich (numerischer Wahrscheinlichkeitsgrad 75%), dass diese vom Erblasser stammt. Selbst wenn man daher zugunsten der Klägerin annähme, dass der Erblasser den Testamentstext selbst geschrieben hat, so bestehen doch zumindest hinsichtlich der Namensunterschrift Zweifel, die sich nicht ausräumen lassen. Die Kammer kann nämlich nicht mit der notwendigen Sicherheit ausschließen, dass die Namensunterschrift des Erblassers nachträglich von dritter Hand auf eine zunächst formunwirksame Verfügung des Erblassers gesetzt worden ist. Dass diese Möglichkeit nicht nur eine theoretische ist, zeigt die Existenz der von der Klägerin selbst vorgelegten Schriftprobe 10. Diese Schriftprobe enthält einen Text, der identisch ist mit demjenigen des streitgegenständlichen Testamentes und zudem auf dem gleichen karierten Papier wie dieses geschrieben wurde, anders als das Testament aber nicht unterschrieben worden ist. Die Existenz der Schriftprobe 10 belegt damit, dass der Erblasser Schriftstücke bei sich aufbewahrt hat, die zwar von ihrem Inhalt her ein Testament wiedergaben, aber nicht unterschrieben worden sind. Dies aber ist gern. § 2247 Abs. 3 BGB unabdingbar. Erst die eigenhändige Unterschrift garantiert die Ernstlichkeit der letztwilligen Verfügung, dient dem Schutz vor Übereilung und dokumentiert die Übernahme der Verantwortung für den darüber stehenden Testamentstext; zudem dienst sie der Vermeidung von Streitigkeiten (vgl. OLG Hamm FamRZ 1986, 728; Palandt ‑ Edenhofer, § 2247 Rdnr. 11). Testamente, die als Willenserklärungen ihre rechtsgeschäftlichen Erklärungen erst nach dem Tod des Erklärenden entfalten, sind durch klare und streng handzuhabende Formerfordernisse von rechtlich unbeachtlichen Erklärungen des Verstorbenen abzugrenzen. Auch durch Zeugenbeweis über die Urheberschaft des Textes und die Ernstlichkeit der Erklärung kann die Namensunterschrift nicht ersetzt werden; die Unterschriftsleistung ist vielmehr unabdingbares Gültigkeitserfordernis, von dem aus Gründen der Rechtssicherheit nicht abgegangen werden kann (OLG Köln, Urteil vom 3. September 1993, FamRZ 1994, 330; OLG Hamm, Beschluss vom 15. Juni 1984, RPfleger 1984, 468; Bay0bLG, Beschluss vom 7. Mai 1991, FamRZ 1992, 477). Vor dem Hintergrund des Stellenwertes der Namensunterschrift, der Existenz der Schriftprobe 10 und wegen der auch ansonsten nicht zweifelsfreien Umstände, unter denen es zu der Erbeinsetzung der Klägerin gekommen sein soll, erscheint es auch unter Berücksichtigung des Umstandes, dass der eigentliche Testamentstext mit überwiegender Wahrscheinlichkeit von dem Erblasser selbst stammt, jedenfalls nicht ausgeschlossen, dass es sich bei dem nunmehr vorgelegten Testament um einen Entwurf gehandelt hat, den der Erblasser ‑ wie dies auch bei Schriftprobe 10 geschehen ist (noch) nicht in den Rechtsverkehr entlassen wollte und der erst nachträglich von dritter Seite um die Unterschrift des Erblassers ergänzt worden ist.

II.

Hilfsanträge

Die Klage hat auch mit ihren Hilfsanträgen keinen Erfolg. Diese sind bereits unzulässig. Es fehlt ihnen nämlich an einem berechtigten Feststellungsinteresse, wie dies § 256 Abs. 1 ZPO jedoch voraussetzt. Die von der Klägerin begehrte Feststellung ist für sie ohne erkennbaren Vorteil, da die Rechtsstellung der Klägerin durch die Feststellung nicht tangiert wird. Auch bei Unwirksamkeit des Erbvertrages vom ... September 1999 und gleichzeitiger Unwirksamkeit des Erbvertrages vom ... Dezember 1993 wäre die Beklagte aufgrund des Testamentes vom ... August 1974 Alleinerbin, die Klägerin hingegen nur Pflichtteilsberechtigte. Ein berechtigtes Interesse der Klägerin an der Feststellung, durch weiche von mehreren letztwilligen Verfügungen die Beklagte Alleinerbin geworden ist, ist nicht ersichtlich.

III.

Die prozessualen Nebenentscheidungen beruhen auf §§ 91, 709 Satz 1 und Satz 2 ZPO.

Streitwert:

€ 1.000.000,00

Beumers zugleich auch für Vorsitzenden
Dr. Stollenwerk

Richter am Landgericht Wucherpfennig,

der aufgrund urlaubsbedingter Abwesenheit

an der Unterzeichnung gehindert ist

